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ANSTURM BEI DEN STAUFERN
An Wochenenden bilden sich
lange Schlangen vor der Kasse

MILDE MONATSBILANZ
Der Januar beschert Wärmespitzen

und nasse Rekorde
� Seite  18� Seite 17

*effektiver Jahreszins, von Laufzeit und Bonität 
abhängig

Kostenlos Bargeld 
ziehen.
Mit der SparkassenCard 
deutschlandweit an allen 25.700 
Sparkassen-Geldautomaten.

ANZEIGE

Von unserem Redaktionsmitglied
Timo Schmidhuber

So mancher empfindet die Situation
derzeit wie Ingo Grohmann. Kaum
haben sich die Mannheimer an die
neuen Plakat-Ständer gewöhnt, sagt
der „MM“-Leser, „da geht das Thea-
ter mit der wilden Plakatierung wie-
der los“. Er meint damit die vielen
Wahlposter, die bereits auf die Land-
tagswahl am 27. März einstimmen.
Die Plakat-Richtlinie erlaubt dies al-
lerdings ausdrücklich. Die „Stimm-
gabeln“ für den Wahlkampf zu nut-
zen, wie es viele „MM“-Leser vor-
schlagen, ist für Parteien nur bedingt
attraktiv.

Ihnen gewährt die Richtlinie be-
sondere Rechte. Parteien dürfen ge-
nerell mit Plakaten auf eigenen Ta-
feln Veranstaltungen ankündigen
(siehe Infobox). In den sechs Wo-
chen vor einer Wahl ist es ihnen zu-
dem erlaubt, auch ohne konkrete
Veranstaltung für politische Ziele
und Kandidaten zu werben. Die
„heiße Phase“ beginnt also am
13. Februar.

Kostenlose „Stimmgabeln“?
Ingo Grohmann stellt sich die Frage,
warum der Gemeinderat solche
Sonderregelungen überhaupt zuge-
lassen hat. Können die Parteien den
Wahlkampf nicht auf den „Stimmga-
beln“ austragen, um so eine Plakate-
Flut zu verhindern? Und könnte
man ihnen die Ständer nicht kosten-
los überlassen? Zumindest bei der
letzten Frage muss Reinhard Becker,
Chef der kommunalen Tochter

Stadtreklame GmbH, die die Ständer
vermietet, den Kopf schütteln. „Wir
hatten ja auch Kosten für die An-
schaffung“, erklärt er. „Aber wir bie-
ten den Parteien unseren günstigs-
ten Tarif an.“ 58 Cent pro Tag und
Plakat, zuzüglich Steuer.

CDU, SPD, Grüne und FDP hät-
ten bereits wegen einer Belegung in
den zwei Wochen vor der Wahl ange-
fragt. Ihnen will Becker je 50 Plakat-
Ständer pro Kandidat anbieten – da-
mit wären 400 der rund 1000
„Stimmgabeln“ im Mannheimer
Stadtgebiet belegt. „Mehr geht nicht.
Einige sind in dieser Zeit bereits an
Kunden vermietet, außerdem wol-
len wir noch Spielraum für kurzfris-
tige Buchungen haben.“

Für die Parteien sind die „Stimm-
gabeln“ allerdings nicht ideal – aus
mehreren Gründen. „50 Ständer
sind zu wenig, das verpufft“, sagt
Claudius Kranz, CDU-Kreisvorsit-
zender und Landtagskandidat im
Süden. „Wir überlegen aber, ob wir
für unsere Wahlkampf-Abschluss-
veranstaltung auf den Ständern wer-
ben.“ Den Großteil des Wahlkamp-
fes wollen die beiden CDU-Kandida-
ten mit selbst aufgehängten Plaka-
ten bestreiten – Kranz geht mit 1200
Kandidaten-Postern ins Rennen.

Die SPD-Bewerber wollen in den
zwei Wochen vor der Wahl die
„Stimmgabeln“ nutzen, „einfach um
das Konzept auch zu unterstützen“,
wie Süd-Kandidatin Helen Heberer

erklärt. Aber komplett auf den
Stimmgabeln zu werben, das sei –
abgesehen vom begrenzten Kontin-
gent – für die Parteien auch einfach
zu teuer, sagt die SPD-Politikerin.
Wenn die Parteimitglieder die Plaka-
te aufhängen, seien die Kosten deut-
lich geringer.

Die Linkspartei führt ebenfalls
das Geld ins Feld. „Die Stimmgabeln
sind zu teuer für uns“, sagt Ge-
schäftsstellen-Leiter Vadim Reimer.
„Wir hängen selbst Plakate auf“ –
1900 Themenposter, dazu je 500 pro
Kandidat sowie Plakate zu speziellen
Veranstaltungen. Auch die FDP sieht
Preis und begrenzte Zahl als Argu-
ment gegen die Ständer. „Es gibt in
der Stadt ja nur rund 1000“, sagt
Nord-Kandidat Oguzhan Genis – die
wären ja allein mit den FDP-Plaka-
ten voll.

Als Grünen-Kandidat sieht sich
Gerhard Fontagnier besonders in
der Pflicht, die „Stimmgabeln“ zu
nutzen und so die Zahl der Pappträ-
ger zu reduzieren. Das Problem: Die
sogenannten Ständer-Netze, die
man mieten muss, seien praktisch
nie identisch mit den Wahlkreisen.
Die für ihn am wenigsten schmerz-
hafte Option hat Fontagnier bereits
gebucht: Von seinen 50 Haltern ste-
hen vier in Feudenheim – da tritt al-
lerdings sein Kollege Wolfgang Rau-
felder an. Dieses Problem will Stadt-
reklame-Chef Becker jetzt pragma-
tisch lösen, auch wenn es mehr Auf-
wand bedeutet. „Wenn Parteien ein
Netz buchen, können wir im jeweili-
gen Wahlkreis das Plakat des jeweili-
gen Kandidaten aufhängen.“

Köpfe und Slogans werben für politische Ziele: Der Wahlkampf hat an vielen Stellen in der Stadt bereits begonnen. BILD: TRÖSTER

Werbung: Viele Mannheimer beklagen sich über „wilde“ Poster / „Stimmgabeln“ für Parteien keine echte Alternative

Die Qual der Wahlplakate
der Wahl darf auch über die konkrete
Veranstaltung hinaus für politische
Ziele und Kandidaten geworben wer-
den. Auch hier gilt: Sieben Kalender-
tage nach der Wahl muss alles weg
sein.

� Für das Aufhängen der Plakate
macht die Richtlinie eine Reihe von
weiteren Vorgaben. Die Poster müs-
sen zum Beispiel mindestens 15
Meter von Kreuzungen entfernt sein
und dürfen nicht an Bäumen oder
deren Schutzgittern hängen. An Mas-
ten sind nur zwei Plakate erlaubt.

� Für das Entfernen „illegaler Pla-
kate“ ist die Abfallwirtschaft zustän-
dig. Telefon: 0621/2 93 70 00. imo

� Neben Vereinen und Institutionen
mit Stadtteilbezug räumt die Plakat-
Richtlinie auch Parteien Sonder-
rechte ein.

� Sie dürfen jederzeit mit maximal
500 Plakaten auf eigenen Tafeln für
Veranstaltungen werben – der Stadt-
reklame müssen sie das lediglich mit-
teilen. Die Poster dürfen frühestens
15 Tage vor der Veranstaltung hän-
gen. Spätestens sieben Kalendertage
danach müssen sie wieder entfernt
sein.

� In „Wahlzeiten“, wie es in der
Richtlinie heißt, gelten zusätzliche
Regelungen. In den sechs Wochen vor

Plakat-Sonderregelungen für Parteien und Vereine
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Streit um ICE-Strecken

Verkehrspolitik: Streit um die richtige Hochgeschwindigkeitsstrecke der Bahn im „Lorscher Dreieck“

Mehrheit setzt auf „ICE-Konsens-Trasse“
Blei. Die erneute „Verwirrung“ um
eine mögliche Strecke des ICE am
Hauptbahnhof vorbei, die Kurz in
seiner Neujahrsansprache ausgelöst
hatte, kann Südmersen allerdings
nicht verstehen: „Es gibt keine An-
zeichen für einen ICE-Bypass. Da
sind für uns alle Auskünfte von
Bahn, Politik und Bund eindeutig.“

Widerstand der Umweltverbände
Ob „Konsens“ oder „Mannheim di-
rekt“ ist den Grünen weitgehend
egal. „Wir können uns beide Lösun-
gen vorstellen, allerdings nur in ei-
nem Tunnel“, so ihr Fraktionsvorsit-
zender Wolfgang Raufelder. Eher
tendieren die Grünen jedoch zur
„Konsens-Trasse“, wegen des Land-
schaftsschutzgebietes im Sandtorfer
Bruch. Volker Beisel (FDP) betont,
da die Trasse nicht auf Mannheimer

Gemarkung verlaufe, sei das gar kei-
ne Angelegenheit des Gemeindera-
tes. Jetzt müsse die Frage, wo denn
künftig die ICE-Gleise im „Lorscher
Dreieck“ sinnvoll verlegt werden,
möglichst bald in einem Planfest-
stellungsverfahren geklärt werden.

Bund für Umwelt und Natur-
schutz, Umweltforum und Schutz-
gemeinschaft Deutscher Wald hat-
ten für „Mannheim direkt“ plädiert,
weil die „Konsens-Trasse“ die Wald-
gebiete zu stark beeinträchtige.
Auch die ML warnt „vor der Zerstö-
rung des Waldes“. Dagegen regt sich
nun auf der Blumenau Widerstand.
Anwohner befürchten durch die „di-
rekte“ Variante zusätzlichen Lärm.
Die Bahn wiederum setzt auf
„Mannheim direkt“, auch weil der
ICE dort in einigen Jahren schneller
unterwegs sein könnte. tan

Wenn es nach der Mehrheit im Ge-
meinderat geht, soll die künftige
Hochgeschwindigkeitsstrecke des
ICE Frankfurt-Mannheim möglichst
entlang der Autobahn A 67 und
durch den Käfertaler Wald laufen.
„Wir sind für die Konsens-Trasse“,
betont CDU-Fraktionschef Carsten
Südmersen – so wie Oberbürger-
meister Dr. Peter Kurz das im regio-
nalen ICE-Forum vertrete. SPD-Kol-
lege Dr. Stefan Fulst-Blei ist der glei-
chen Meinung: „Damit können wir
gut leben.“ Das Thema hat Kurz auf
einen Antrag der „Mannheimer Lis-
te“ jetzt auf die Tagesordnung des
Gemeinderates am 15. Februar ge-
setzt. „Obwohl der ML-Antrag schon
im Ausschuss für Umwelt und Tech-
nik keine Mehrheit hatte“, so der OB.

„Wir müssen endlich den Bypass
vom Tisch bekommen“, warnt Fulst-

Die beiden Experten unserer Tele-
fonaktion zum Thema Schul-Emp-
fehlung, morgen, Mittwoch,
9. Februar, 10.30 bis 11.30 Uhr, sind
Waltraud Ippich (0621/
3 92 25 01) und Dr. Ingo Leichert
(0621/3 92 25 02).

i TELEFONAKTION

HEUTE IM LOKALEN

Bilingualer Unterricht
Unterricht auf Englisch liegt im
Trend, doch die Angebote unter-
scheiden sich. Was verbirgt sich hin-
ter „Internationalem Abitur“ und
„bilingualem Profil“? � Seite 17

Neubürger gefeiert
488 Frauen und Männer haben sich
2010 in Mannheim einbürgern las-
sen und ihre deutsche Staatsbürger-
schaft erhalten. Im Schloss hat die
Stadt sie nun gefeiert. � Seite 18

Teils stärker
bewölkt,
0 bis 8 Grad.

DAS WETTER HEUTE

. . . kann die Technik manches
vermasseln. Wunderweiß was für
Sachen so ein modernes Telefon
alles vermag. Schließlich heißt
das Ding heute ja Smartphone,
ein schlaues Telefon also. Es weiß
jede Menge über den Benutzer –
und verrät sicher alles an kalifor-
nische Internetkonzerne. Aber
das nimmt man doch gerne in
Kauf. Dafür, dass man nun beim
Einkaufen live erfährt, wie die ge-
liebte Fußballmannschaft gerade
bei einer Karnevalstruppe ver-
liert. Und dafür, immer zu wissen,
wer aus dem Freundeskreis gera-
de Geburtstag hat. Das ist fantas-
tisch, das kleine Teil merkt sich al-
les. Nun also erscheint die Erin-
nerung, ein Studienfreund wird
35. Wie die Zeit vergeht, hat der
wirklich schon wieder, unglaub-
lich. Sofort wird eine lange Nach-
richt an ihn erstellt, das Geburts-
tagskind sonnt sich gerade an den
Stränden Thailands. Ein kleiner
Fingerdruck, und die gelungenen
Zeilen fliegen um die halbe Welt.
Da geht Technik und Freund-
schaft Hand in Hand, ganz groß.
Die Antwort: freundlicher Dank,
ein bisschen Urlaubsplausch und
der Hinweis, dass es bis zum Ge-
burtstag doch noch etwas dauert.
Unfassbar! Das kleine Ding hat
schlicht gelogen, und der Freund
ist immer noch 34. Wohl falsch
eingegeben, fragt da sicher man-
cher. Mag wohl sein, aber wenn
das Ding wirklich so smart wäre,
dann müsste es das doch bitte
merken. Oder? bro

ÜBRIGENS .. .

Telefonaktion: Wohin nach der
Grundschule?

Infos zur
Schulwahl
„Wohin nach der Grundschule?“ –
Antworten darauf gibt die „MM“-
Beilage „Klasse 5“, die am morgigen
Mittwoch, 9. Februar, als Teil dieser
Zeitung erscheint und einen Über-
blick über die weiterführenden
Schulen in der Stadt und in der Regi-
on Rhein-Neckar/Bergstraße gibt.

Viele Eltern haben aber konkrete
Fragen, sie wünschen sich Experten-
rat – und den bietet der „MM“ bei ei-
ner Telefonaktion am Mittwoch,
9. Februar, von 10.30 Uhr bis

11.30 Uhr. Unter der Nummer 0621/
3 92 25 01 ist Waltraud Ippich vom
Staatlichen Schulamt zu erreichen,
zuständig unter anderem für die
Schullaufbahnberatung.

Dr. Ingo Leichert, Direktor des
Peter-Petersen-Gymnasiums und
geschäftsführender Schulleiter der
Mannheimer Gymnasien, ist unter
der Rufnummer 0621/3 92 25 02 zu
erreichen. lang

TELEFON
AKTION

Museen fehlt Geld
Der Gemeinderat will sich im Juli mit
der generellen Ausrichtung der
Reiss-Engelhorn-Museen und der
Kunsthalle sowie dem strukturellen
Defizit befassen. � Seite 20

Politische Zukunftskonferenz
Um Erstwählern eine Orientierungs-
hilfe zu geben, veranstaltet der
Stadtjugendring eine Zukunftskon-
ferenz über wichtige landespoliti-
sche Themen. � Seite 20

KOMMENTAR

Knapp sieben Wochen sind es
bis zur Landtagswahl. Aber

längst lächeln die Kandidaten von
Laternenmasten und laden zu
ihren Veranstaltungen ein. Wahl-
plakate gehören zur Demokratie,
die Bewerber müssen sich
bekanntmachen. Sie müssen
aber auch dafür sorgen, dass der
Wahlkampf nicht in eine Mate-
rial-Schlacht ausartet, die dem
Stadtbild zu sehr schadet.

Mit den „Stimmgabeln“ hat
Mannheim dem „wilden Plaka-
tieren“ den Kampf angesagt, für
Vereine und Parteien gelten aber
Ausnahmen. Doch selbst wenn es
die nicht gäbe: Den Wahlkampf
komplett auf den Ständern aus-
zutragen, das geht nicht. Die
Mietpreise überschreiten das
Budget der Parteien. Die Stadtre-
klame kann ihnen die Kosten aber
auch nicht erlassen – sie muss
schließlich die Anschaffung der
Halterungen refinanzieren. Und
auch im Wahlkampf müssen
genügend „Stimmgabeln“ für
gewerbliche Kunden frei bleiben.

Das Stadtreklame-Angebot –
50 Ständer pro Kandidat der gro-
ßen Parteien – ist da ein guter
Kompromiss. Wenn ihn auch die
Linkspartei annehmen würde,
wären 500 Ständer belegt – 1000
Plakate weniger an Laternenmas-
ten. Auch wenn selbst aufhängen
billiger ist, die Parteien sollten das
Angebot nutzen und es als ihren
Beitrag zur Stadtbild-Verschöne-
rung betrachten.

Letztlich hilft aber nur eins:
Die Parteien müssen sich vor
Wahlen in einer Selbstverpflich-
tung auf eine vertretbare Zahl von
Plakaten beschränken. Das tut
nicht nur dem Stadtbild, sondern
auch ihrem Budget und ihrer
Glaubwürdigkeit gut.

Beschränkung
gefragt

Timo Schmidhuber
über Wahlkampf und

Wahlplakate
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